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HOMOSEXUELLE NICHTEHELICHE BEZIEHUNG

Künstliche Befruchtung: Neues zum Umgangsrecht
|  Zeugen die Partner einer homosexuellen nichtehelichen Beziehung aufgrund eines gemein-
samen Entschlusses mittels künstlicher Befruchtung Kinder, bestimmt sich das Umgangs-
recht des nicht rechtlichen Elternteils nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch (§ 1685 BGB).  
So hat es das Oberlandesgericht (OLG) Karlsruhe entschieden und erläutert, welche Konse-
quenzen das hat.  |

Was war geschehen?
Die Partner einer gleichgeschlechtlichen nichtehelichen Lebensgemeinschaft hatten einen  
gemeinsamen Kinderwunsch. Daher trug die eine Partnerin (P1) zwei im Wege der künstlichen 
Befruchtung gezeugte Kinder aus. Eine Stiefkindadoption erfolgte nicht. Bis zur Trennung ver-
sorgte, betreute und erzog die andere Partnerin (P2) die Kinder. Danach verweigerte P1 der P2 
jeglichen Umgang mit den Kindern.

So entschied das Oberlandesgericht
Das OLG erkannte zwar, dass P2 eine enge Bezugsperson im Sinne der o. g. Vorschrift war. Denn 
es habe eine soziale-familiäre Beziehung bestanden. Es wäre darüber hinaus aber auch festzu-
stellen gewesen, dass der Umgang von P2 mit den Kindern dem Kindeswohl dient. Zum Wohl 
des Kindes gehört der Umgang mit anderen Personen, zu denen es Bindungen besitzt. Dies gilt 
aber nur, wenn die Aufrechterhaltung der Bindungen für die Entwicklung der Kinder förderlich ist.

Kinder in Loyalitätskonflikten
Hierzu stelle das OLG fest: Angesichts der nicht aufgearbeiteten Trennung, der Konflikte auf der 
Paarebene, der strikten Ablehnung jeglichen Umgangs der P2 und des für die Kinder daraus 
resultierenden Loyalitätskonfliktes können keine Umgangskontakte stattfinden, die die Kinder 
nicht erheblich beeinträchtigen würden. Es ist zu erwarten, dass der Loyalitätskonflikt im Fall 
der Anordnung von Umgangskontakten durch die Kinder nicht aufgearbeitet, sondern sich durch 
die tatsächliche Umsetzung erzwungener Umgangskontakte weiter verschärfen würde.

QUELLE  |  OLG Karlsruhe, Urteil vom 30.6.2022, 18 UF 22/22, Abruf-Nr. 230506 unter www.iww.de

VERTRAGSERFÜLLUNG

Ehefrau kann vom Ehemann „Abendgabe“ verlangen
|  Nach dem Grundsatz „Verträge sind zu halten“ muss der Ehemann nach der Scheidung der 
Ehefrau eine vereinbarte „Abendgabe“ zahlen, also ein Geschenk als Dank für die „erstmalige 
Hingabe“. So hat es das Oberlandesgericht (OLG) Oldenburg entschieden.  |

Das war geschehen
Die Eheleute hatten 2006 in Libyen geheiratet. Dabei hatte sich der Ehemann verpflichtet, der 
Frau anlässlich der Eheschließung eine goldene englische Münze und im Fall einer Scheidung 
eine sog. „Abendgabe“ von 50.000 US-Dollar zu zahlen. Nachdem das Ehepaar nach Deutsch-
land übergesiedelt war, wurde die Ehe 2021 geschieden. Die Frau verlangte vom Mann, die über-
nommene Zahlungspflicht zu erfüllen. Das lehnte der Mann ab. Die Klausel über die Abendgabe 
sei wegen einer Änderung der Verhältnisse anzupassen. Anders als in Deutschland gebe es in 
ihrem Heimatland keine staatliche Absicherung. Hier in Deutschland sei die Ehefrau auf die 
Abendgabe nicht mehr angewiesen. Sie lebe jetzt in einem Pflegeheim und habe daher keinen 
weiteren Versorgungsbedarf.
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TESTAMENT

Was darf der Erblasser im Hinblick auf Auflagen regeln?
|  Der Spielraum des Erblassers für Auflagen ist sehr groß. Sie dürfen – an objektiven Kriteri-
en gemessen – sinnfrei, sogar unsinnig sein, ohne dass dies allein zu einer Unwirksamkeit 
führt. Der Erblasser kann sich grundsätzlich also bis zur Grenze der Sittenwidrigkeit Aufla-
gen ausdenken. Sofern sie nicht gegen die guten Sitten verstoßen und den höchstpersönli-
chen Bereich des durch die Auflagen Beschwerten nicht tangieren, sind sie wirksam. Dem 
Erblasser muss es im Wege der grundrechtlich geschützten Testierfreiheit möglich sein, die 
Erbfolge nach seinen eigenen Vorstellungen zu gestalten, sodass eine Sittenwidrigkeit nur in 
besonders schwerwiegenden Ausnahmefällen angenommen werden kann. Einen solchen 
schwerwiegenden Ausnahmefall hat das Landgericht (LG) Bochum nun bejaht.  |

Die spätere Erblasserin setzte ihre Tochter und ihre Enkelin in einem notariellen Testament zu 
ihren Erben ein. Es störte sie wohl eine außereheliche Beziehung der Tochter. Diese war zwar 
noch „auf dem Papier“ verheiratet, hatte aber einen neuen Lebenspartner gefunden, mit dem 
sie teilweise in ihrer Wohnung im Haus der Erblasserin zusammenwohnte. Daher verfügte die 
Erblasserin in ihrem Testament: „Die Erben haben dafür zu sorgen, dass es Herrn M. (Anm.: der 
Lebenspartner der Tochter) auf Dauer untersagt wird, das Grundstück … zu betreten. Den Erben 
ist es darüber hinaus untersagt, das Grundstück oder Teile davon an Herrn M. oder dessen  
Abkömmlinge zu veräußern, zu verschenken oder auf sonstige Weise zu übertragen.“ Die Auf-
lage sicherte die Erblasserin über eine Testamentsvollstreckung ab. Bei einem Verstoß gegen 
die Auflage sollte der Testamentsvollstrecker die Immobilie verkaufen und eine Hälfte des  
Erlöses den Erben und die andere Hälfte einer gemeinnützigen Organisation auskehren.

Die Erben klagten, festzustellen, dass die Auflage nichtig ist. Das LG gab ihnen Recht.

QUELLE  |  LG Bochum, Urteil vom 29.4.2021, 8 O 486/20, Abruf-Nr. 230288 unter www.iww.de

TESTAMENT

Alleinerbe – auch wenn andere ebenfalls etwas erben
|  Auch wenn nach dem Wortlaut eines Testaments mehrere Personen etwas „erben“ sollen, 
kann die Auslegung ergeben, dass nur eine Person Alleinerbe werden sollte und die übrigen 
Begünstigten mit Vermächtnissen bedacht werden sollten. Hierfür spricht, wenn die einer 
Person zugewandten Vermögenswerte aus Sicht des Erblassers den wesentlichen Teil seines 
Nachlasses darstellen und diese Person nach dem Testament auch für die „Beerdigung und 
Folgekosten“ verantwortlich zeichnen sollte. So hat es das Oberlandesgericht (OLG) Saarbrü-
cken entschieden.  |

„Verträge sind zu halten“
Das Amtsgericht (AG) und das OLG sahen das anders: Es gelte der Grundsatz „Verträge sind zu 
halten“. Eine Vertragsanpassung sei nicht deswegen geboten, weil die Frau jetzt von Sozialleis-
tungen lebe. Sozialhilfe sei eine nachrangige Leistung, die die Bedürftigkeit als solche nicht 
entfallen lasse. Der Anspruch eines Hilfsbedürftigen, der staatliche Unterstützung erhalte,  
gegen einen Dritten gehe auf den Staat über. Auch die Tatsache, dass der Mann kein Erwerbs-
einkommen hat, führe nicht zu einer Vertragsanpassung. Es liege im Risikobereich desjenigen, 
der eine vertragliche Verpflichtung eingehe, diese später auch erfüllen zu können.

QUELLE  |  OLG Oldenburg, Urteil vom 1.6.2022, 13 UF 82/21, PM vom 21.7.2022
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ERBSCHAFTSTEUERBEFREIUNG

Kein Wegfall bei unzumutbarer Selbstnutzung  
des Familienheims
|  Zieht der überlebende Ehepartner aus dem geerbten Familienheim aus, weil ihm dessen 
weitere Nutzung aus gesundheitlichen Gründen unmöglich oder unzumutbar ist, entfällt die 
ihm beim Erwerb des Hauses gewährte Erbschaftsteuerbefreiung nicht rückwirkend. Dies hat 
der Bundesfinanzhof (BFH) nun entschieden.  |

Die Klägerin hatte mit ihrem Ehemann ein Einfamilienhaus bewohnt und wurde nach dessen 
Tod aufgrund Testaments Alleineigentümerin. Nach knapp zwei Jahren veräußerte sie das Haus 
und zog in eine Eigentumswohnung. Die Klägerin berief sich gegenüber dem Finanzamt und 
dem Finanzgericht (FG) erfolglos darauf, sie habe wegen einer depressiven Erkrankung, die 
sich nach dem Tod ihres Ehemanns gerade durch die Umgebung des ehemals gemeinsam  
bewohnten Hauses verschlechtert habe, dieses auf ärztlichen Rat verlassen. Das FG war der 
Ansicht, es habe keine zwingenden Gründe für den Auszug gegeben, da der Klägerin nicht die 
Führung eines Haushalts schlechthin unmöglich gewesen sei.

Der BFH hat das erstinstanzliche Urteil aufgehoben und die Sache an das FG zurückverwiesen. 
Grundsätzlich setzt die Steuerbefreiung (hier: gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 4b Erbschaftsteuergesetz 
– ErbStG) voraus, dass der Erbe für zehn Jahre das geerbte Familienheim selbst nutzt, es sei 
denn, er ist aus „zwingenden Gründen“ daran gehindert. „Zwingend“, so der BFH, erfasse nicht 
nur den Fall der Unmöglichkeit, sondern auch die Unzumutbarkeit der Selbstnutzung des  
Familienheims. Diese könne auch gegeben sein, wenn der Gesundheitszustand des Erben durch 
den Verbleib im Familienheim erheblich beeinträchtigt wird.

Das FG muss deshalb im zweiten Rechtsgang, ggf. mit Hilfe ärztlicher Begutachtung, die  
geltend gemachte Erkrankung einschließlich Schwere und Verlauf prüfen.

QUELLE  |  BFH, Urteil vom 1.12.2021, II R 1/21, PM 030/22

Was war geschehen?
Der Erblasser hatte ein privatschriftliches Testament errichtet. Darin bezeichnete er seine  
Lebensgefährtin als „Erbe“ für sein Haus. Nach dem weiteren Wortlaut „erbte“ diese auch das 
Barvermögen. Seine Grundstücke und Anteile daran „vererbe“ der Erblasser seinen Nichten 
und einem Neffen. Für die Beerdigung und Folgekosten zeichne seine Lebensgefährtin verant-
wortlich, heißt es in dem Testament weiter.

Testament nicht eindeutig: Auslegung erforderlich
Der Wortlaut des Testaments sei nicht eindeutig, was zur Auslegung nötige, so das OLG. Dafür, 
dass der Erblasser die Lebensgefährtin zu seiner Alleinerbin einsetzen wollte, spreche vor  
allem, dass die ihr ausdrücklich zugewandten Gegenstände das übrige Vermögen in ihrem Wert 
ganz erheblich übertreffen und vom Erblasser erkennbar als sein wesentlicher Nachlass ange-
sehen wurden. Zudem komme es bei der Entscheidung, ob eine Person als Erbe eingesetzt ist, 
wesentlich darauf an, wer nach dem Willen des Erblassers den Nachlass regeln und die Nach-
lassschulden, zu denen auch die Bestattungskosten gehören, tilgen muss. Außerdem komme 
es darauf an, ob der Bedachte unmittelbar Rechte am Nachlass oder nur Ansprüche gegen 
andere Bedachte erwerben soll.

QUELLE  |  OLG Saarbrücken, Beschluss vom 30.3.2022, 5 W 15/22, Abruf-Nr. 230785 unter www.iww.de


